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Vorwort 

Die vorliegende Studie ist im Rahmen des am Forschungsinstitut für öffent-
liche Verwaltung bei der Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaf-
ten Speyer durchgeführten Projekts "Die Verfahrensbeteiligung von Behörden 
und anderen Trägern öffentlicher Belange" entstanden. Die mit der Stellung der 
anerkannten Naturschutzverbände verbunden Fragen erwiesen sich als Sonder-
problern, dessen Umfang eine Verselbständigung nahe legte. Dabei konnte ins-
besondere zu dem Bereich der Inanspruchnahme verwaltungsgerichtlichen 
Rechtsschutzes durch die Naturschutzverbände auf Vorüberlegungen zurück-
gegriffen werden, die der Verfasser Ziekow in mehreren Vorträgen entwickelt 
hatte. Die zuweilen dunklen Wege der Rechtsprechung zur Lösung der auftre-
tenden Probleme machten deutlich, daß das Thema an vielen Stellen ein Prüf-
stein für die Verwaltungsrechtsdogmatik par excellence ist. 

Es ist allerdings wenig prophetische Gabe erforderlich, um festzustellen, daß 
die Studie nur eine Zwischenbilanz zieht. Die bundesrechtliche Einführung der 
Verbandsklage steht derzeit (wieder einmal) auf der politischen Agenda. Ent-
sprechende Überlegungen werden verstärkt durch den von der Aarhus-Konven-
tion vom 25. Juni 1998 über Informationszugang, Öffentlichkeitsbeteiligung 
und Rechtsschutz in Umweltbelangen ausgehenden Implementationsdruck. 
Welche Rechtsänderungen hierzu notwendig werden, läßt sich nur vor der Fo-
lie der vorhanden Verbandsklagemöglichkeiten ermitteln. Diese Untersuchung 
soll dazu einen Beitrag leisten. 

Die Verfasser danken Frau Erika Kögel, Sekretärin am Lehrstuhl Ziekow, für 
die gewohnt souveräne Formatierung des Bandes. 

Speyer, im August 2000 Jan Ziekow 

Thorsten Siegel 
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Erstes Kapitel 

Das Naturschutzrecht im Zusammenhang 
des Umweltrechts 

I. Naturschutz in der Rechtsordnung 

1. Begriffliche Annäherung 

Das Naturschutzrecht wird oftmals defmiert als die Gesamtheit derjenigen 
Rechtsnormen, die dem Naturschutz zu dienen bestimmt sind l . Hierdurch wer-
den nicht nur solche Vorschriften erfaßt, die unmittelbar und ausdriicklich den 
Schutz der Natur bezwecken (sogenanntes Naturschutzrecht im engeren, näm-
lich formellen Sinne2), sondern ebenso solche Normen, die lediglich mittelbar 
jenen Zweck verfolgen (sogenanntes Naturschutzrecht im weiteren, nämlich 
materiellen Sinne\ Zumindest in Teilbereichen sind auch das Forstrecht, das 
Jagd- und Fischereirecht sowie das Agrarrecht dem Naturschutzrecht im weite-
ren Sinne zugehörig 4 . Da diese Bereiche aber nicht naturschutzspezifisch aus-
gerichtet sind, können sie im Einzelfall nicht unerheblich mit den Zielen des 
Naturschutzes in Konflikt treten: Abgesehen von den nach wie vor sehr umstrit-
tenen Landwirtschaftsklauselns sei bereits an dieser Stelle auf die Diskussion 
hingewiesen, ob Jagd- und Fischereiverbände als Naturschutzverbände nach 
§ 29 Abs. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes - BNatSchG6 - anerkannt werden 
können (s.u. S. 41). Schließlich können noch das Pflanzen- und das Tierschutz-

I So etwa Werner Hoppe / Martin Beckmann / Petra Kauch, Umweltrecht, 2. Aufl. 
2000, § 14 Rn. 12. 

2 Für eine solche Beschränkung aber Albert Lorz, Naturschutzrecht, 1985, Vorbe-
merkung Anm. Ib. 

3 So auch Hoppe / Beckmann / Kauch (Anm. 1) § 14 Rn. 13. In diese Richtung ten-
dierend auch Michael Kloepfer, Umweltrecht, 2. Aufl. 1998, § 11 Rn. 4, indem er die 
lediglich materiell-rechtlichen Naturschutzvorschriften zwar den einschlägigen Rechts-
grundlagen zuordnet, jedoch ausdrücklich als "nicht naturschutzspezifisch" deklariert. 
AhnIich Reiner Schmidt, Einführung in das UmweItrecht, 5. Aufl. 1999, § 6 Rn. 1. 

4 So auch Kloepfer (Anm. 3) § 11 Rn. 4. 
5 Hierzu etwa Kloepfer (Anm. 3) § 11 Rn. 12 ff. 
6 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNat-

SchG) i.d.F. der Bek. v. 21.9.1998 (BGBL I S. 2994). 
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recht als Naturschutzrecht angesehen werden7, wenngleich der Regelungs-
schwerpunkt dieser beiden Rechtsgebiete bei den Kulturpflanzen - in Abgren-
zung zu wildlebenden Pflanzen8 - bzw. den domestizierten Tieren - ebenfalls 
in Abgrenzung zu den wildlebenden9 - liegt. 

Über diese Abgrenzungsschwierigkeiten hinaus birgt die eingangs genannte 
Definition nur wenig Erklärungsgehalt und gibt zu Mißverständnissen Anlaß: 
Zum einen könnte sie dazu verleiten, bestimmte Handlungsobjekte auszu-
schließen. Anerkanntermaßen soll das Naturschutzrecht neben der Natur lO auch 
die Landschaft!! als solche erfassen. Zur Vermeidung von Abgrenzungsschwie-
rigkeiten sollte daher die Landschaft als Handlungsobjekt ausdrücklich mitein-
bezogen werden!2. In diesem Sinne umschließen die Begriffe Natur und Land-
schaft Pflanzen und Tiere wildlebender Art, ihre Lebensgemeinschaften und 
natürlichen Lebensgrundlagen, die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Land-
schaften und Landschaftsteilen im Hinblick auf ihre natürlichen Bedingungen 
sowie die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes!3. Zum anderen könnte der 
Wortbestandteil "Schutz" eine Beschränkung des Naturschutzrechts auf die Er-
haltung und Bewahrung des vorhandenen Zustandes indizieren. Das Natur-

7 So auch Hoppe / Beckmann / Kauch (Anm. I) § 14 Rn. 18. 
8 Vgl. hierzu das Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz -

PflSchG) i.d.F. der Bek. v. 14.5.1998 (BGBI. I S. 971, her. S. 1527 und 3512). Bereits 
der Titel des Gesetzes deutet auf die dargelegte Beschränkung auf Kulturpflanzen hin. 
Andererseits sind die wildlebenden Pflanzen vom Schutzzweck dieses Gesetzes aber 
nicht vollständig ausgenommen, vgl. Kloepfer (Anm. 3) § 17 Rn. 119 (" ... in erster Linie 
nur Schutz der Nutzpflanzen ... ") und Albert Lorz, Pflanzenschutzgesetz, 1989, Anm. 7 
vor § 1 PflSchG. 

9 Vgl. hierzu das Tierschutzgesetz i.d.F. der Bek. v. 25.5.1998 (BGBI. I S. 1105, ber. 
S. 1818). Albert Lorz, Tierschutzgesetz, 4. Aufl. 1992, § I Rn. II betont allerdings zu 
Recht, daß vom Grundsatz des § I TierSchG her alle Tiere, also auch die wildlebenden, 
erfaßt werden; die in §§ 2 ff. TierSchG nachfolgenden Verbote bzw. Pflichten, insbe-
sondere zur Tierhaltung, zielen aber überwiegend auf domestizierte Tiere ab. 

10 Zum Begriff der Natur vgl. Aloys Bernatzky /Otto Böhm, in: Meßerschmidt, Bun-
desnaturschutzrecht, 2000, Band 1, § 1 BNatSchG Rn. 2 und Hans Walter Louis / Anne-
gret Engelke, Bundesnaturschutzgesetz, 2. Aufl. 2000, 1. Teil, § 1 Rn. 4. 

11 Zum Begriff der Landschaft vgl. Bernatzky / Böhm (Anm. 10) § I Rn. 3 und 
Louis / Engelke (Anm. 10) § I Rn. 4. 

12 Anknüpfend an diese bei den Handlungsobjekte werden die Aufgabengebiete des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege teilweise zusammengefaßt zu demjenigen der 
"Landespflege", so etwa Hoppe / Beckman / Kauch (Anm. I) § 14 Rn. 6; Hans Walter 
Louis / Annegret Engelke, Landespflegegesetz Rheinland-Pfalz, 1997, § I Rn. I; kritisch 
hierzu Karl-Günther Kolodzie}cok, in: Kolodziejcok / Recken / Apfelbacher / Iven, Na-
turschutz, Landschaftspflege und einschlägige Regelungen des Jagd- und Forstrechts, 
2000, § I BNatSchG Rn. 2. In jedem Fall aber werden durch die ausdrückliche Benen-
nung der beiden Handlungsobjekte etwaige Abgrenzungsschwierigkeiten vermieden, so 
zu Recht Kolodzie}cok a.a.O. 

13 So auch Bernd Bender / Reinhard Sparwasser / Rüdiger Engel, Umweltrecht, 
3. Aufl. 1995, Teil 3 Rn. 12. 
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schutzrecht erteilt jedoch einen dreifachen Handlungsauftrag, nämlich Schutz, 
Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft. Ohne daß eine detailgenaue 
Abgrenzung dieser drei Handlungsformen voneinander möglich und notwendig 
wäre l4, kann jedenfalls konstatiert werden, daß die beiden letzteren Aufträge 
einen regenerierenden und kreativen Naturschutz im Auge habenl5 und damit 
erheblich über den "Schutz" mit seiner Beschränkung auf die Verwirklichung 
von Erhaltungszielen hinausgehenl6• 

Zusammenfassend kann daher das Naturschutzrecht definiert werden als die 
Gesamtheit derjenigen Rechtsnormen, die - unmittelbar oder mittelbar - dazu 
bestimmt sind, Natur und Landschaft zu schützen, zu pflegen und zu entwi-
ckeln. 

2. Rechtsquellen 

Neben der bereits konstatierten Komplexität der Regelungsgegenstände 
zeichnet sich das Naturschutzrecht durch eine Komplexität der Rechtsgrundla-
gen aus. Auf nationaler Ebene ist dies vornehmlich darauf zuruckzufiihren, daß 
die Regelungen des Naturschutzrechts häufig in die einzelnen Fachbereiche 
hineinwirken (u. a)l7. Daneben gewinnt das Recht der Europäischen Union zu-
nehmend an Bedeutung (u. b), und auch das Völkerrecht spielt eine wichtige 
Rolle (u. c). 

a) Nationales Recht 

aa) Das Bundesnaturschutzgesetz 

Die Einteilung des nationalen Rechts des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege wird geprägt durch den Kompetenztitel des Art. 75 Abs. 1 S. 1 
Nr. 3 GGI8, welcher dem Bund insoweit eine Rahmenkompetenz zuweise9• Auf 

14 Erich Gassner, in: Gassner I Bendomir-Kahlo I Schmidt-Räntsch, Bundesnatur-
schutzgesetz, 1996, § 1 Rn. 13. 

IS Kloepfer (Anm. 3) § 11 Rn. 10. 
16 Zu den Handlungsformen im einzelnen vgl. Gassner (Anm. 14) § 1 Rn. 7 ff. und 

Louis / Engelke (Anm. 10) § 1 Rn. 6 ff. 
17 Gassner (Anm. 14) § 1 Rn. 5 spricht daher zu Recht von einer Querschnittsaufga-

be. 
IS Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland v. 23.5.1949 (BGBI. S. 1), zu-

letzt geänd. durch Gesetz v. 16.7.1998 (BGBI. I S. 1822). 
19 Daneben spielen auch andere Kompetenztite1 eine - wenn auch untergeordnete -

Rolle, so insbesondere Art. 73 NT. 5 und Art. 74 Abs. 1 NT. 1 und 11 GG, vgl. Kloepfer 
(Anm. 3) § 11 Rn. 3. 
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